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Sehr geehrter Herr Bundesminister, 

 

I. Verfahren 
1. Der Generaldirektion Energie und Verkehr (GD TREN) ging am 15. September 2006 

eine elektronische Notifizierung Deutschlands betreffend die Einrichtung eines 
Regionalflughafens in Memmingen zu, bezüglich der die GD TREN am 4. Oktober 
2006 weitere Informationen anforderte. Die deutschen Behörden antworteten am 
21. Dezember 2006. 

 
II. Ausführliche Beschreibung der Maßnahme 

2. Die Notifizierung betrifft Infrastrukturmaßnahmen zur Umwandlung des früheren 
Militärflugplatzes Allgäu nahe der Stadt Memmingen in einen Regionalflughafen. 
Die Gesamtinvestitionen, die sich über einen Zeitraum von zehn Jahren erstrecken, 
werden wie folgt verwendet: 
• Bau und Erneuerung bzw. Umrüstung befestigter und unbefestigter Fluglatz-

betriebsflächen für den zivilen Luftverkehr (Start- und Landebahnen, Rollbahnen, 
Schutzstreifen, Vorfelder) 
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• Bau von Anlagen für die Flugverkehrskontrolle (Kontrollturm) 
• Befeuerungsanlagen (z. B. Startbahnbefeuerung, Anflugbefeuerung) 
• Flughafengebäude (Abfertigungsgebäude, Unterstellhallen für Flugplatz-

betriebsfahrzeuge, Tankanlagen) 
• Flugplatzeinzäunungen 
• Flugplatzbezogene Anlagen für die Erschließung sowie für die Ver- und 

Entsorgung 
• Technische Anlagen zur Durchführung instrumentengestützter An- und 

Abflugverfahren 
• Ausgleichsmaßnahmen aus Gründen des Natur- und Landschaftsschutzes 
• Anlagen und Maßnahmen zur Verbesserung des Lärm- und Umweltschutzes im 

Flughafengelände 
• Feuerlöschfahrzeuge, Winterdienstfahrzeuge 
• Passive Schallschutzmaßnahmen, sofern diese dem Flugplatzträger aufgrund einer 

luftrechtlichen Genehmigung oder Planfeststellung verbindlich auferlegt wurden 
 
3. Es sind keine Finanzmittel geplant für den Erwerb von Land, den Bau von 

Flugzeughallen oder von Hallen für gewerbliche Tätigkeiten, die nicht unmittelbar mit 
den Kernaktivitäten des Flughafens im Zusammenhang stehen (Geschäfte, 
Industrieunternehmen). Außerdem wird es keine Finanzmittel für den Betrieb des 
Flughafens geben. 

 
4. Spezifische Ziele der notifizierten Maßnahme sind: 

a. Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur in der Region Memmingen 
b. Förderung des Fremdenverkehrs in dieser Region 

5. Die Laufzeit der Maßnahmen gemäß Notifizierung wird den Zeitraum 2007 bis 
längstens 2017 abdecken. Der überwiegende Teil der Investitionen fällt in den ersten 
fünf Jahren und zum Ende des Zehnjahreszeitraums (geplante Sanierung der 
vorhandenen Start- und Landebahn) an. Vor der Genehmigung durch die Kommission 
werden keine Zahlungen vorgenommen. 

6. Die Maßnahmen haben ein Gesamtvolumen von 14, 6 Mio. €. 7,3 Mio. € (50 % der 
Gesamtinvestitionen) werden vom Freistaat Bayern getragen. Der andere Investor 
dieses Projekts ist die allgäu airport GmbH (Eigentümer und Betreiber des 
Flughafens), deren Eigentümer derzeit 28 örtliche kleine und mittlere Unternehmen 
sind. Es ist jedoch vorgesehen, dass ein Unternehmen namens Allgäuer Regional- und 
Investitionsgesellschaft mbH im Eigentum bestimmter Kommunen (Kreise 
Oberallgäu, Ostallgäu und Neu-Ulm, Städte Kempten, Kaufbeuren, Memmingen 
sowie das österreichische Kleinwalsertal) zu gegebener Zeit einen Anteil von 25 % an 
der allgäu airport GmbH erwerben, wobei diese künftige Transaktion keine 
Auswirkungen auf die jetzige Bewertung der staatlichen Beihilfe hat. 

7. Der geplante Ausbau des Militärflugplatzes wird diesen zu einem regionalen 
Verkehrsflughafen machen. Der Flughafen wird eine Personenverkehrsgenehmigung 
erhalten und alle potenziellen Nutzer (Luftfahrtunternehmen) werden auf 



3 

gleichberechtigter und diskriminierungsfreier Grundlage Zugang zu einer verbesserten 
Infrastruktur haben.  

8. Der Rechtsrahmen für die Investitionen wird gebildet durch: 

•  Artikel 23 und 44 der Bayerischen Haushaltsordnung 
• Das Vorliegen von luftverkehrsrechtlichen und Plangenehmigungen: Der 

allgäu airport GmbH & Co KG wurden diese Genehmigungen von der 
Regierung von Oberbayern am 9. Juli 2004 erteilt. Aufgrund dessen kann 
der Regionalflughafen Memmingen als regionaler Verkehrsflughafen 
betrieben werden. Gemäß § 8 Abs. 5 Satz 3 Luftverkehrsgesetz ist keine 
weitere Plangenehmigung erforderlich. Klagen gegen die Genehmigung 
wurden vom Oberverwaltungsgericht Bayern am 2. Dezember 2005 
abgewiesen, eine Revision wurde nicht zugelassen. Beschwerde gegen die 
Nichtzulassung der Revision wurde von einer örtlichen nichtstaatlichen 
Organisation eingelegt. 

• Beschränkter Bauschutzbereich: Für den Regionalflughafen Memmingen 
wurde ein begrenzter Bauschutzbereich nach § 12 Luftverkehrsgesetz 
festgelegt. 

• Der Eigentümer des Flughafens ist verpflichtet, den Flughafen als solchen 
für einen festgelegten Zeitraum (25 Jahre) gemäß § 49 Abs. 1 Ziffer 2 
Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung zu betreiben. 

• Der allgäu airport GmbH ist eine Gewinnausschüttung nicht gestattet; 
sobald der Flughafen einen Gewinn erwirtschaftet, müssen die staatlichen 
Mittel entweder an den Staat zurückgezahlt werden (während der 
angeführten 25 Jahre) oder wieder in die Infrastruktur des Flughafens 
investiert werden. 

• Die Investitionen erfolgen auf der Grundlage, dass bestimmte Flugzeuge 
mit einem spezifischen Lärmschutzniveau auf dem Flughafen stationiert 
werden. 

 
Notwendigkeit und Begründung der Maßnahmen 
9. Nach Auffassung der deutschen Behörden ist das Hauptziel der Maßnahme die 

Regionalentwicklung. Laut den deutschen Behörden bestehen für die gesamte 
Allgäuregion unzureichende Luftverkehrsverbindungen. Aus Sicht der deutschen 
Behörden bietet die Schließung des Militärflugplatzes Allgäu der Region und der 
regionalen Wirtschaft die Möglichkeit, diesen Flughafen für die Zivilluftfahrt zu 
nutzen. Aufgrund der vorhandenen Infrastruktur (Start- und Landebahn von fast 
3000 m Länge) ist der Flughafen für den Linienflugverkehr, den Touristikverkehr und 
die allgemeine Luftfahrt geeignet. Nach Auffassung der bayerischen Behörden besteht 
ausreichende Notwendigkeit für einen Regionalflughafen und entsprechender Bedarf, 
so dass er als Verkehrsflughafen reklassifiziert und mit Anlagen für die Nutzung nach 
Instrumentenflugregeln und die Abfertigung von Linien- und Nichtlinienverkehr 
ausgestattet werden sollte. 
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10. Die allgäu airport GmbH & Co KG möchte einen Regionalflughafen für den 
Touristik- und Geschäftsreiseluftverkehr einrichten. Nach einem Sachverständigen-
gutachten vom November 2005, das vom Airport Research Center Aachen erstellt 
wurde, ist ein ausreichendes Marktpotenzial für eine solche Entwicklung vorhanden 
und wird für 2015 ein Aufkommen von rund 415 000 Fluggästen prognostiziert. Nach 
Auffassung der deutschen Behörden bietet der Regionalflughafen Memmingen 
aufgrund der vorhandenen Infrastruktur die Möglichkeit, einen starken 
Regionalflughafen zu verhältnismäßig geringen Kosten einzurichten. Ein weiteres Ziel 
der deutschen Behörden ist die Stärkung des Fremdenverkehrssektors in der Region. 

 
III. Würdigung der mitgeteilten Maßnahmen 
Vorliegen einer Beihilfe 
11. Gemäß Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag „sind staatliche oder aus staatlichen Mitteln 

gewährte Beihilfen gleich welcher Art, die durch die Begünstigung bestimmter 
Unternehmen oder Produktionszweige den Wettbewerb verfälschen oder zu 
verfälschen drohen, mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar, soweit sie den Handel 
zwischen Mitgliedstaaten beeinträchtigen“.  

12. Die in Artikel 87 Absatz 1 festgelegten Kriterien sind kumulativ. Um festzustellen, ob 
die mitgeteilten Maßnahmen eine staatliche Beihilfe im Sinne von Artikel 87 Absatz 1 
EG-Vertrag darstellen, ist zu prüfen, ob alle nachfolgend aufgeführten Bedingungen 
erfüllt sind. Die finanzielle Unterstützung: 

–  ist eine staatliche Unterstützung oder wird aus staatlichen Mitteln  
  gewährt, 
–  begünstigt bestimmte Unternehmen oder Produktionszweige, 
–  verfälscht den Wettbewerb oder droht ihn zu verfälschen und 
–  hat Auswirkungen auf den Handel zwischen Mitgliedstaaten. 

13. Der Beihilfebegriff erfasst jede Vergünstigung, die direkt oder indirekt aus staatlichen 
Mitteln finanziert und vom Staat selbst oder von Einrichtungen gewährt wird, die 
aufgrund eines staatlichen Mandats tätig sind. In diesem Zusammenhang stellt die 
Entscheidung der Behörden Bayerns, Investitionshilfen zur Entwicklung des 
Regionalflughafens Memmingen durch die Finanzierung von Infrastruktur-
verbesserungen zu leisten, die Gewährung staatlicher Mittel dar.  

14. Laut der Notifizierung, die Gegenstand dieser Entscheidung ist, beabsichtigen die 
deutschen Behörden, einen Regionalflughafen zum Teil (50 %) zu finanzieren. Im 
vorliegenden Fall ist die öffentliche Finanzierung keine allgemeine Maßnahme, da sie 
einem einzelnen Regionalflughafen gewährt wird. Außerdem ist die Finanzierung an 
ein Unternehmen gerichtet, das eine Wirtschaftstätigkeit im Luftverkehr zwischen 
Mitgliedstaaten ausübt und den Gemeinsamen Markt abdeckt, was den Wettbewerb in 
diesem Markt verfälscht oder zu verfälschen droht, da sich die Finanzierung an ein 
bestimmtes Unternehmen richtet, das im (wenn auch beschränkten) Wettbewerb mit 
anderen Flughäfen in der Gemeinschaft steht. 

15. Bezüglich der Finanzierung von Flughäfen durch öffentliche Behörden hat die 
Kommission „Gemeinschaftliche Leitlinien für die Finanzierung von Flughäfen und 
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die Gewährung staatlicher Anlaufbeihilfen für Luftfahrtunternehmen auf 
Regionalflughäfen“1 (im Folgenden „die Leitlinien von 2005“) erlassen. Diese 
Leitlinien geben einen Rahmen vor, anhand dessen ermittelt werden kann, ob die 
öffentliche Finanzierung von Flughäfen zu Bedenken hinsichtlich staatlicher Beihilfen 
Anlass gibt. 

16. In diesem Zusammenhang liefern die Leitlinien von 2005 Anhaltspunkte für die 
Klärung der Frage, ob der Begünstigte eine wirtschaftliche Tätigkeit ausübt2.  

17. Bei der Bewertung der Frage, ob der Betrieb eines Flughafens eine solche Tätigkeit 
darstellt, vertrat der Gerichtshof in der Rechtssache „Aéroports de Paris“3 die 
Auffassung, dass der Betrieb und die Bewirtschaftung eines Flughafens, wozu die 
Erbringung von Flughafendienstleistungen für Luftfahrt- und Dienstleistungsunter-
nehmen auf Flughäfen zählt, als Tätigkeit wirtschaftlicher Art anzusehen ist, weil 
dabei Luftfahrtgesellschaften und verschiedenen Dienstleistern Flughafenanlagen 
gegen Zahlung einer vom Betreiber frei festgesetzten Abgabe zur Verfügung gestellt 
werden, und wenn Letzterer eine öffentliche Einrichtung ist, diese Tätigkeit nicht in 
den Rahmen der Wahrnehmung seiner hoheitlichen Aufgaben fällt und sich vielmehr 
von seinen Tätigkeiten bei der Wahrnehmung dieser Aufgaben trennen lässt. Deshalb 
üben Flughafenbetreiber grundsätzlich eine wirtschaftliche Tätigkeit gemäß Artikel 87 
Absatz 1 EG-Vertrag aus, die unter die Vorschriften über staatliche Beihilfen fällt. 
Daher stellt ein Flughafen bei Ausübung einer wirtschaftlichen Tätigkeit unabhängig 
von seiner Rechtsform und der Art seiner Finanzierung ein Unternehmen im Sinne 
von Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag dar und fällt unter die Vorschriften für staatliche 
Beihilfen4. 

18. Allerdings sind unabhängig von seiner Rechtsform nicht alle Aktivitäten eines 
Flughafenbetreibers notwendigerweise wirtschaftlicher Art. Vielmehr muss 
differenziert und festgestellt werden, inwieweit die einzelnen Aktivitäten 
wirtschaftliche Tätigkeiten darstellen oder nicht5.  

19. Wie der Gerichtshof festgestellt hat, gehören Tätigkeiten, für die normalerweise der 
Staat aufgrund seiner hoheitlichen Befugnisse zuständig ist, nicht zu den Tätigkeiten 
wirtschaftlicher Art und unterliegen nicht den Vorschriften über staatliche Beihilfen. 
Zu nennen sind hier die Bereiche Gefahrenabwehr, Flugsicherung, Polizei, Zoll etc.6 

                                                 
1  ABl. C 312 vom 9.12.2005, S. 1 (Ziffern 53 bis 63). 
2 Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs stellt jede Tätigkeit, die darin besteht, Güter oder 

Dienstleistungen auf einem bestimmten Markt anzubieten, eine wirtschaftliche Tätigkeit dar. Vgl. 
Rechtssache C-35/96, Urteil vom 18. Juni 1998, Kommission gegen Italien (Slg. 1998, I-3851) sowie 
Rechtssachen C-180/98 bis 184/98, Pavlov (Slg. 2000, I-6451). 

3 Rechtssache T-128/98, Urteil vom 12  Dezember 2000, Aéroports de Paris gegen Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften (Slg. 2000, II-3929), bestätigt in der Rechtssache C-82/01, (Slg. 2002, 
I-9297), Randnrn. 75-79. 

4 Rechtssachen C-159/91 und C-160/91, Urteil vom 17. Februar 1993, Poucet gegen AGF und Pistre 
gegen Cancava (Slg. 1993, I-637). 

5 Rechtssache C-364/92, Urteil vom 19. Januar 1994, SAT Fluggesellschaft mbH gegen Eurocontrol 
(Slg. 1994, I-43). 

6  Beschluss der Kommission vom 19. März 2003, N 309/2002, Luftsicherheit (Frankreich) - Ausgleich 
der Betriebsverluste nach den Terroranschlägen vom 11. September 2001. 
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20. Generell müssen die für diese Tätigkeiten vorgesehenen Finanzmittel unbedingt auf 
den Ausgleich der durch diese Tätigkeiten verursachten Kosten beschränkt bleiben 
und dürfen nicht für Tätigkeiten wirtschaftlicher Art verwendet werden7. In ihrer 
Mitteilung vom 10. Oktober 20018 über die Folgen der Attentate des 11. September 
stellt die Kommission fest: „Wenn bestimmte Maßnahmen auch direkt den 
Luftfahrtunternehmen sowie anderen Beteiligten der Branche wie Flughäfen, Anbieter 
von Bodenabfertigungsdiensten und Anbieter von Flugsicherungsdienstleistungen 
auferlegt werden, so darf ihre Finanzierung durch den Staat selbstverständlich nicht zu 
Betriebsbeihilfen Anlass geben, die mit dem EG-Vertrag unvereinbar sind.“  

21. Nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs9 sind die Verwaltung der 
Flugnavigationsdienste und die Kontrolle und Überwachung des Luftraums 
typischerweise hoheitliche Vorrechte und unterliegen nicht den Wettbewerbsregeln 
des EG-Vertrags. 

22. Nach ständiger Praxis der Kommission stellt die Finanzierung von Funktionen, die zu 
den Aufgaben der öffentlichen Sicherheit und Ordnung gehören, oder von damit 
verbundenen Infrastrukturen keine staatliche Beihilfe dar. Im vorliegenden Fall 
bedeutet dies, dass die Finanzierung bestimmter Teile der Infrastruktur 
(Schutzstreifen, Flugplatzeinzäunung) aus Sicherheitsgründen erforderlich ist, 
während andere Teile der Infrastruktur (Kontrollturm, Befeuerungsanlagen und 
technische Anlagen zur Durchführung instrumentengestützter An- und 
Abflugverfahren) für die Kontrolle und Überwachung des Flugverkehrs und des 
Luftraums von wesentlicher Bedeutung sind. Diese beiden Gruppen von 
Infrastrukturkosten fallen somit in den Bereich der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung.  

23. Insoweit die finanzierten Maßnahmen daher in den Aufgabenbereich der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung fallen und Gefahrenabwehr, Flugnavigation, 
Flugverkehrskontrolle, Polizei und Zoll usw. betreffen, werden sie in 
beihilferechtlicher Hinsicht nicht als bedenklich angesehen und gelten nicht als 
staatliche Beihilfe.   

24. Nach den Leitlinien können in Zusammenhang mit der Finanzierung von Flughäfen 
alle sonstigen Funktionen wie folgt unterteilt werden10:  

i) Errichtung der eigentlichen Flughafeninfrastruktur und -ausrüstung (Start- 
und Landebahnen, Abfertigungsgebäude, Vorfeldflächen, Kontrollturm) sowie 
der dazugehörigen Zusatzeinrichtungen (Brandschutz- und sonstige 
Sicherheitseinrichtungen), 

                                                 
7 Rechtssache C-343/95, Calì & Figli gegen Servizi Ecologici Porto di Genova (Slg. 1997, I1547). 

Beschluss der Kommission vom 19. März.2003, N309/2002, Beschluss der Kommission vom 
16. Oktober 2002, N438/2002, Subventionen zugunsten der Hafenverwaltungen für die Durchführung 
hoheitlicher Aufgaben in Belgien. 

8  KOM(2001) 574 endg. vom 10. Oktober 2001. 
9  Rechtssache C-364/92, Urteil vom 19. Januar 1994, SAT Fluggesellschaft mbH gegen Eurocontrol, Slg. 

1994, I-43, Randnr. 30. 
10  Siehe Fußnote Nr. 1, Randnr. 53: 
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ii) Infrastrukturbetrieb sowie Instandhaltung und Verwaltung der 
Flughafeninfrastruktur, 

iii) Erbringung von Flughafendiensten, die mit dem Luftverkehr in 
Zusammenhang stehen, u. a. Bodenabfertigungsdienste, Bereitstellung damit 
zusammenhängender Infrastruktureinrichtungen sowie Brandschutz-, Notfall- 
und Sicherheitsdienste, und 

iv) außerhalb der Kernfunktionen angesiedelte gewerbliche Aktivitäten, u. a. 
Bau, Finanzierung, Betrieb und Vermietung von Grundstücken und Gebäuden, 
und zwar außer für Büros und Lagerflächen auch für Hotels, Gewerbebetriebe, 
Geschäfte, Restaurants und Parkplätze auf dem Flughafengelände. Da diese 
Aktivitäten nicht verkehrsgebunden sind, fällt ihre Finanzierung mit öffentlichen 
Mitteln nicht unter diese Leitlinien und wird auf der Grundlage der 
einschlägigen sektorbezogenen und sektorenübergreifenden Regeln geprüft. 

25. Gemäß der Mitteilung, die Gegenstand dieses Beschlusses ist, wollen die öffentlichen 
Behörden die Entwicklung des Regionalflughafens Memmingen durch 
Kapitalinvestitionen finanzieren. Da die Tätigkeiten, für die die Finanzierung 
vorgesehen ist, nicht unter die Kategorien (ii), (iii) oder (iv) fallen, müssen sie als Teil 
der Errichtung der eigentlichen Flughafeninfrastruktur und -ausrüstung im Sinne von 
Absatz 53(i) angesehen werden.  

26. Zur Finanzierung der Flughafeninfrastruktur und -ausrüstung bzw. –einrichtungen 
heißt es in den Leitlinien weiter11: „Flughafenbetreiber, die eine wirtschaftliche 
Tätigkeit … ausüben, sollten die Kosten des Betriebs oder der Errichtung der von 
ihnen betriebenen Infrastruktur mit eigenen Mitteln finanzieren. Wird einem Betreiber 
von einem nicht als Privatinvestor agierenden Mitgliedstaat (auch auf regionaler oder 
kommunaler Ebene) ohne angemessene finanzielle Beteiligung Flughafeninfrastruktur 
zur Verfügung gestellt oder ein Zuschuss zur Finanzierung von Infrastruktur gewährt, 
so kann dies dem Betreiber einen wirtschaftlichen Vorteil gegenüber seinen 
Wettbewerbern verschaffen, der zu notifizieren und auf seine Vereinbarkeit mit den 
Vorschriften für staatliche Beihilfen zu prüfen ist.“ 

27. In diesem Fall können die betroffenen öffentlichen Behörden das Prinzip des 
marktwirtschaftlich handelnden Kapitalgebers nicht geltend machen. Nach diesem 
Prinzip stellt die öffentliche Finanzierung keine staatliche Beihilfe dar, wenn „ein 
privater Gesellschafter in einer vergleichbaren Lage unter Zugrundelegung der 
Rentabilitätsaussichten und unabhängig von allen sozialen oder regionalpolitischen 
Überlegungen oder Erwägungen einer sektorbezogenen Politik eine solche 
Kapitalhilfe gewährt hätte“12. Im vorliegenden Fall erwarten die öffentlichen 
Behörden keine finanzielle Rentabilität der vorgesehenen Investitionen, und obwohl 
es in ihrer Absicht liegt, den Regionalflughafen Memmingen attraktiver für die Nutzer 
und profitabel zu machen, lassen sie sich nicht ausschließlich von längerfristigen 

                                                 
11  Siehe Fußnote Nr. 6, Randnr. 57. 
12 Rechtssache 40/85, Königreich Belgien gegen Kommission, Slg. 1986, I-2321. 
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Rentabilitätsaussichten leiten13. Erklärtes Ziel der öffentlichen Finanzierung ist (i) die 
Regionalentwicklung und (ii) die Beschäftigungsförderung; als drittes Ziel wird die 
Entwicklung des Fremdenverkehrs genannt, was aber in den Bereich der zwei zuvor 
genannten Ziele fallen kann. 

28. Da die Maßnahme aus staatlichen Mitteln gewährte Beihilfen beinhaltet und für ein 
Unternehmen bestimmt ist, das eine wirtschaftliche Tätigkeit ausübt, die 
Auswirkungen auf den Handel zwischen Mitgliedstaaten hat, da diese Maßnahme 
ferner den Wettbewerb in diesem Markt verfälschen oder ihn zu verfälschen drohen 
könnte, indem sie nur einem einzigen Unternehmen zugute kommen soll, das mit 
anderen Flughäfen im Wettbewerb steht, könnte sie als staatliche Beihilfe im Sinne 
von Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag betrachtet werden. 

Rechtsgrundlage für die Würdigung 
29. Die Maßnahme muss daher vor dem Hintergrund der Absätze 2 und 3 von Artikel 87 

EG-Vertrag betrachtet werden, in denen Ausnahmen von der allgemeinen Regel der 
Unvereinbarkeit vorgesehen sind, die sich aus Artikel 87 Absatz 1 ergibt.  

30. Die Ausnahmen in Artikel 87 Absatz 2 EG-Vertrag sind in diesem Fall nicht 
anwendbar, da die Beihilfemaßnahmen weder sozialer Art sind noch einzelnen 
Verbrauchern gewährt werden; sie dienen auch nicht der Beseitigung von Schäden, 
die durch Naturkatastrophen oder außergewöhnliche Ereignisse entstanden sind, und 
sie werden nicht für die Wirtschaft bestimmter, durch die Teilung Deutschlands 
betroffener Gebiete der Bundesrepublik Deutschland gewährt. 

31. Weitere Ausnahmen vom allgemeinen Verbot staatlicher Beihilfen sind in Artikel 87 
Absatz 3 verankert. Aufgrund des anwendbaren gemeinschaftlichen Rahmens für die 
Bewertung der Vereinbarkeit der Maßnahme mit dem Gemeinschaftsrecht (d. h. mit 
den Leitlinien von 2005) kann für den Fall, dass bei der Prüfung eine staatliche 
Beihilfe festgestellt wird, diese Maßnahme „gemäß Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe a, 
b oder c bzw. Artikel 86 Absatz 2 oder ihren Durchführungsbestimmungen für mit 
dem Gemeinsamen Markt vereinbar erklärt werden“. 

32. Die Leitlinien von 2005 liefern der Kommission eine Reihe von Kriterien, die bei der 
Bewertung der Vereinbarkeit der Maßnahme berücksichtigt werden sollten. 

33. Die Kommission wird insbesondere prüfen, ob 

– der Bau und Betrieb der Infrastruktur einem klar definierten Ziel von 
allgemeinem Interesse dient (Regionalentwicklung, Zugänglichkeit usw.), 

– die Infrastruktur für die Erreichung des beabsichtigten Ziels notwendig und 
angemessen ist, 

– die mittelfristigen Perspektiven für die Nutzung der Infrastruktur, 
insbesondere der bestehenden, zufrieden stellend sind, 

                                                 
13 Rechtssache C-305/89, Italienische Republik gegen Kommission („Alfa Romeo“), Slg. 1991, I-1603, 

Randnr. 20. Rechtssache T-228/99, Westdeutsche Landesbank Girozentrale gegen Kommission, 
Slg. 2003, II-435, Randnrn. 250-270. 
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– alle potenziellen Nutzer einheitlichen und diskriminierungsfreien Zugang zu 
der Infrastruktur erhalten, 

– die Entwicklung des Handelsverkehrs nicht in einem Ausmaß beeinträchtigt 
wird, das dem gemeinschaftlichen Interesse zuwiderläuft. 

i. Bau und Betrieb der Infrastruktur dienen einem klar definierten Ziel von allgemeinem 
Interesse (Regionalentwicklung, Zugänglichkeit usw.) 
 

34. Wie bereits ausgeführt ist der Hauptbeweggrund der öffentlichen Behörden bei der 
Gewährung der Finanzunterstützung im Rahmen dieser Maßnahme die Regional-
entwicklung. Zweites Ziel ist die Beschäftigung, während die Entwicklung des 
Fremdenverkehrs ein drittes Ziel darstellt. Laut dem Entwicklungs-Masterplan auf 
Ebene des Freistaates Bayern sollten Anlagen für die Nutzung des Flughafens nach 
Instrumentenflugregeln und für den gewerblichen Luftverkehr, insbesondere den 
Linien- und Charterflugverkehr, errichtet werden. Die gesamte Region Allgäu verfügt 
derzeit über keinen ausreichenden Flughafen. Die Schließung des Militärflugplatzes 
Allgäu bietet der Region und der regionalen Wirtschaft die Chance, diesen für die 
zivile Luftfahrt zu nutzen. Aufgrund der Infrastruktur ist der Flughafen für Linien- 
und Charter-Luftfahrtunternehmen sowie für die Allgemeine Luftfahrt geeignet.  

35. Demgemäß kann die Kommission zu dem Schluss kommen, dass die öffentlichen 
Finanzmittel, die mit dieser Maßnahme für die Errichtung von Infrastruktur und die 
Entwicklung des Regionalflughafens Memmingen bereitgestellt werden, die eindeutig 
festgelegten regionalpolitischen Ziele und/oder das Ziel der Verbesserung einer 
sicheren und tragfähigen Verkehrsinfrastruktur erfüllen.   

ii. Die Infrastruktur ist für die Erreichung des beabsichtigten Ziels notwendig und 
angemessen 

36. Die deutschen Behörden haben vorgebracht und die Kommission hat akzeptiert, dass 
die Umwandlung dieses Militärflugplatzes unter dem Aspekt der 
Regionalentwicklung, der Entwicklung des Fremdenverkehrs und der Schaffung von 
Arbeitsplätzen erforderlich ist. Die Region Allgäu ist derzeit schlecht angebunden und 
es besteht nachweislich Bedarf an einer besseren Verkehrsbedienung.  

37. Im vorliegenden Fall werden die öffentlichen Behörden 50 % der Investitionskosten 
beitragen, der Rest wird von den Eigentümern/Betreibern des Flughafens aufgebracht. 
Der Regionalflughafen Memmingen verfügt über eine Start- und Landebahn von 
2981 m Länge, deren Nutzung aus Sicherheitsgründen zurzeit auf 1280 m begrenzt ist. 
Wegen seiner Ausmaße und Ausstattung kommt der Regionalflughafen Memmingen 
für den zivilen Luftverkehr in Betracht. Mit Gesamtinvestitionen von weniger als 
19,6 Mio. € über einen Zeitraum von zehn Jahren kann die Region einen kompletten 
Verkehrsflughafen einrichten, der über eine ausreichend lange Start- und Landebahn 
für die auf diesem Flughafen künftig eventuell eingesetzten Flugzeugmuster verfügt. 
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38. Die geplanten Maßnahmen sind ausschließlich solche, mit denen der zivile 
Luftverkehr am Regionalflughafen Memmingen ermöglicht wird.  Dabei handelt es 
sich in erster Linie um die Befestigung der Start- und Landebahnstreifen, die 
Errichtung von Fluggastabfertigungseinrichtungen, die Sanierung der 
Oberflächendrainage, den Ausbau des Kernbereichs, die Sanierung der Start- und 
Landebahn und der Rollwege sowie die Installation eines Instrumentenlandesystems 
und der Befeuerung. Die beabsichtigten Maßnahmen entsprechen dem für 2015 
geschätzten Fluggastaufkommen. 

39. Der Rechtsrahmen für die Gewährung der Beihilfe sieht vor, dass der Begünstigte, die 
allgäu airport GmbH, keine Gewinne ausschütten darf. Sobald der Flughafen Gewinne 
erwirtschaftet, müssen entweder die staatlichen Mittel an den Staat zurückgezahlt 
werden oder der Gewinn wieder in die Flughafeninfrastruktur investiert werden. 

40. Die Kommission kann daher zu dem Schluss kommen, dass die Infrastruktur für die 
Erreichung des beabsichtigten Ziels sowohl notwendig als auch angemessen ist. 

 iii. Die mittelfristigen Perspektiven für die Nutzung der Infrastruktur, insbesondere der 
bestehenden, sind zufrieden stellend 

41. Die Ergebnisse des Sachverständigengutachtens des Airport Research Center Aachen 
zeigen, dass der Regionalflughafen Memmingen ein solides Wachstumspotenzial mit 
dem Schwerpunkt im Touristik- und Ferienmarkt aufweist. Laut diesem Gutachten 
wird der Flughafen bis 2015 ein jährliches Aufkommen von 415 000 Fluggästen 
erreichen (in dem Gutachten wurde nicht die Möglichkeit geprüft, dass Billigflug-
anbieter Interesse an dem Flughafen haben könnten). 

42. Eine weitere Studie, […]*, hat für den Regionalflughafen Memmingen eine 
Gewinnschwelle bei rund 318 000 Fluggästen im Jahr ermittelt.  

43. Die Kommission kann daher zu dem Schluss kommen, dass die mittelfristigen 
Aussichten für die Nutzung der verbesserten Infrastruktur des Regionalflughafens 
Memmingen zufrieden stellend sind.  

iv. Alle potenziellen Nutzer erhalten einheitlichen und diskriminierungsfreien Zugang zu 
der Infrastruktur 

 
44. Gemäß § 38 Absatz  2 Ziffer 1 der Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung ist der 

Regionalflughafen Memmingen für die Allgemeine Luftfahrt zugelassen. Wie in der 
Flughafennutzungsverordnung festgelegt, werden alle potenziellen Nutzer 
(Luftfahrtunternehmen, Flugzeugeigner und –betreiber) auf gleichberechtigter und 
diskriminierungsfreier Grundlage Zugang zu der verbesserten Infrastruktur haben. Das 
Risiko, dass Infrastruktur zum ausschließlichen Nutzen eines oder mehrerer Betreiber 
finanziert und errichtet wird, wird dadurch ausgeschlossen. 

                                                 
*  Geschäftsgeheimnis 



11 

v. Die Entwicklung des Handelsverkehrs wird nicht in einem Ausmaß beeinträchtigt, das 
dem gemeinschaftlichen Interesse zuwiderläuft 

45. Wie bereits ausgeführt, wird der Regionalflughafen Memmingen derzeit nicht für den 
zivilen Luftverkehr genutzt. Daher fällt er zum jetzigen Zeitpunkt nicht in eine der 
Kategorien von Flughäfen, die in den Leitlinien von 200514 vorgegeben sind. Laut der 
Studie des Airport Research Center Aachen sollte der Regionalflughafen Memmingen 
künftig zu einem Flughafen der Kategorie D im Sinne der Leitlinien von 2005 
werden. Die Finanzierung von Flughäfen der Kategorie D, die „kleine 
Regionalflughäfen“ mit einem Aufkommen von weniger als 1 Mio. Fluggäste im Jahr 
sind, dürfte laut den Leitlinien von 200515 „den Wettbewerb kaum beeinflussen oder 
den Handel in einem dem Gemeinschaftsinteresse zuwiderlaufenden Ausmaß 
beeinträchtigen“.  

46. Unter Wettbewerbsgesichtspunkten befinden sich die einzigen möglichen 
Wettbewerber des Regionalflughafens Memmingen in München, Innsbruck, 
Friedrichshafen, Stuttgart und Augsburg. Nach der vorgenannten Studie wird sich der 
Regionalflughafen Memmingen seine eigene Nachfrage von Touristen, die in den 
Allgäu reisen, schaffen. Nach Auffassung der deutschen Behörden könnte die 
Wintersport-Infrastruktur im Allgäu Touristen aus anderen Teilen Deutschlands und 
anderen EU-Mitgliedstaaten anziehen, besonders aus Skandinavien, dem Vereinigten 
Königreich und den Niederlanden.  

47. Außerdem sollte der Ausbau des Regionalflughafens Memmingen dazu beitragen, 
Kapazitätsprobleme an einigen der vorgenannten Flughäfen zu entschärfen, besonders 
während der Hauptverkehrszeiten in der Feriensaison. Laut den deutschen Behörden 
sind die Flughäfen München (28,6 Mio. Fluggäste 2005), Stuttgart (10,1 Mio. 
Fluggäste 2006) und Innsbruck (739 000 Fluggäste 2005) bereits jetzt an ihrer 
Kapazitätsgrenze angelangt oder stehen kurz davor. Hinsichtlich des einzigen 
Flughafens in einem anderen Mitgliedstaat, der möglicherweise von dem 
Flughafenausbau betroffen sein könnte, merkt die Kommission an, dass der Flughafen 
Innsbruck rund 170 km (rund zwei Autostunden) vom Regionalflughafen Memmingen 
entfernt ist und davon nur 70 km Autobahnstrecke sind, so dass die beiden Flughäfen 
kein gemeinsames Einzugsgebiet haben. Die Auswirkungen des Ausbaus des 
Regionalflughafens Memmingen auf die Passagierverkehrsflüsse von/nach den 
Flughäfen München, Stuttgart und Innsbruck werden daher unwesentlich sein. 

48. Hinsichtlich des Flughafens Friedrichshafen weisen die deutschen Behörden darauf 
hin, dass Memmingen in Bayern und Friedrichshafen in Baden-Württemberg nicht in 
derselben Wirtschaftsregion liegen. Für den Touristikluftverkehr ist der direkte 
Zugang sehr wichtig, so dass nur die Existenz beider Flughäfen diesen Vorteil bieten 
kann. Außerdem überlappen sich die Einzugsbereiche des Regionalflughafens 
Memmingen und des Flughafens Friedrichshafen laut den deutschen Behörden nur 

                                                 
14  Absatz 15 der Leitlinien. 
15  Absatz 39 der Leitlinien. 
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geringfügig. Schließlich verursacht auch die Nähe des Bodensees am Flughafen 
Friedrichshafen häufig ungünstige Wetterbedingungen (Nebel). 

49. Nach den Plänen der bayerischen Behörden bezüglich des Flughafens Augsburg soll 
dieser für den Geschäftsreiseflugverkehr ausgebaut werden, so dass die Auswirkungen 
des Regionalflughafens Memmingen nach dessen Ausbau auf Augsburg ähnlich 
minimal sein werden. Der Regionalflughafen Memmingen wird folglich nicht 
wesentlich mit einem der benachbarten Flughäfen in Wettbewerb treten.  

50. Die Kommission ist daher der Auffassung, dass sich durch die bei der betroffenen 
Maßnahme vorgesehene öffentliche Finanzierung weder die wettbewerbliche 
Situation des Regionalflughafens Memmingen noch die voraussichtlichen 
Verkehrsflüsse nach und von dem Flughafen so ändern werden, dass dies dem 
gemeinsamen Interesse zuwider läuft. Die Auswirkungen der Maßnahme auf den 
Wettbewerb können vielmehr als unwesentlich betrachtet werden. In dieser Hinsicht 
nimmt die Kommission insbesondere zur Kenntnis, dass die Maßnahmen lediglich 
bezwecken, die vorhandene Infrastruktur bestmöglich zu nutzen, die Anbindung zu 
verbessern, die Regional- und Fremdenverkehrsentwicklung zu fördern und die 
derzeitigen und bekannten künftigen Sicherheitsanforderungen zu erfüllen. Die in 
Rede stehende Finanzierung bezweckt die beste Nutzung dieses früheren 
Militärflugplatzes, indem sichergestellt wird, dass der Flughafen effizient und sicher 
betrieben werden kann, um Luftverkehrsverbindungen der Allgäuregion mit dem Rest 
Europas zu gewährleisten. 

51. Die Kommission ist daher der Auffassung, dass die in Rede stehende Maßnahme zur 
Einrichtung des Regionalflughafens Memmingen unter den vorstehenden 
Bedingungen dem gemeinsamen Interesse nicht zuwider läuft und dass die fünf 
Kriterien der Leitlinien von 2005 im vorliegenden Falle erfüllt sind.  

 

Beschluss 

Die Europäische Kommission hat daher beschlossen, gegen die in Rede stehende 
Maßnahme keine Einwände zu erheben, da sie aufgrund von Artikel 87 Absatz 3 
Buchstabe c EG-Vertrag mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar ist. 

Falls dieses Schreiben vertrauliche Angaben enthält, die nicht veröffentlicht werden 
sollen, setzen Sie die Kommission bitte innerhalb von fünfzehn Arbeitstagen nach 
Eingang dieses Schreibens unter Angabe von Gründen davon in Kenntnis. Erhält die 
Kommission innerhalb dieser Frist keinen entsprechend begründeten Antrag, geht sie 
davon aus, dass Sie mit der Veröffentlichung des vollständigen Wortlauts dieses 
Schreibens in der verbindlichen Sprachfassung auf folgender Internetseite einverstanden 
sind:  http://ec.europa.eu/community_law/state_aids/index.htm/. 



 

Ihr Antrag ist per Einschreiben oder Telefax an folgende Anschrift zu richten: 

 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Energie und Verkehr 
Direktion A - Referat A4 
Rue Demot 28 
B-1049 Brüssel 
Telefax  +32 2 296 41 04 
 
 
Mit vorzüglicher Hochachtung 

 
 

Für die Kommission 

 

Jacques Barrot 
Vizepräsident der Kommission 


